
Misstrauen:
Zentralmatura
als Schaukampf
Grüne sprechen Ministerin
heute das Misstrauen aus.

Wien. Die Zentralmatura mit ih-
ren zahlreichen Pannen hat es
den Grünen angetan. Nicht nur,
dass sie die Matura zur Chefsa-
che machten – und Parteichefin
Eva Glawischnig die Umsetzung
jüngst als „Katastrophe“ und Bil-
dungsministerin Gabriele Hei-
nisch-Hosek (SPÖ) deshalb als
„rücktrittsreif“ bezeichneten. Im
Nationalrat wollen sie wegen der
Maturaprobleme heute, Mitt-
woch, einen Misstrauensantrag
gegenHeinisch-Hosek stellen.

Jedenfalls dann, wenn die
Ministerin sich bis dahin nicht
bereit erklärt, den von den Grü-
nen geforderten „Notfallplan“
umzusetzen. Der sieht vor, dass
die Noten der achten Klasse in
die Benotung der Matura einbe-
zogen werden. Der stellvertre-
tende grüne Klubchef, Werner
Kogler, ortete für das „Kompro-
missangebot“ auch Gesprächs-
bereitschaft im Bildungsressort.
Dort will man das gegenüber der
„Presse“ allerdings nicht bestäti-
gen. Der Vorschlag der Grünen
sei nie Thema gewesen, heißt es
aus demBüro derMinisterin.

PR-Gag der Grünen
Auch, wenn der Misstrauensan-
trag der Grünen eher als PR-Gag
angesehen werden kann – man
kann kaum davon ausgehen,
dass die ÖVP wegen der Matura
die Koalition platzen lassen wür-
de – klar ist: Je näher die neue
Matura rückt, desto mehr gerät
Heinisch-Hosek in Bedrängnis.
Nach kleineren, aber umso un-
nötigeren Schwierigkeiten beim
Hochladen der vorwissenschaft-
lichen Arbeit ist die Stimmung
unter Schülern, Lehrern und El-
tern wieder einmal nicht son-
derlich gut.

Die Ressortchefin selbst be-
mühte sich zuletzt umso mehr,
Zuversicht zu versprühen: Sie
sehe überhaupt keinen Grund,
an Rücktritt zu denken, betonte
Heinisch-Hosek. „Ich möchte
dabei sein, wenn die zentrale
Reifeprüfung heuer über die
Bühne geht. Ich finde dieses
Projekt großartig.“

Ob es das auch ist, wird sich
vom 5. bis 13. Mai zeigen. Da
wird der erste Jahrgang zur Zen-
tralmatura antreten. (red./APA)

Lampe fiel von
Decke: Teil der
WU gesperrt
Schon zum dritten Mal
Probleme auf dem Campus.

Wien. Die Freude über den Neu-
bau des WU-Campus bekommt
nun schon zum dritten Mal
einen empfindlichen Dämpfer:
Nachdem sich schon zwei Mal
eine Platte von der Fassade des
Library and Learning Center in
der Mitte des Campus gelöst
hat, ist nun im selben Gebäude
in der Bibliothek eine meterlan-
ge Lampe von der Decke gefal-
len. Verletzt wurde niemand.

Die Bibliothek und alle an-
deren Bereiche, in denen diese
Lampen montiert sind, wurden
geräumt und sind bis auf Weite-
res gesperrt. Nun wird geprüft,
ob möglicherweise falsches Ma-
terial zur Aufhängung der Lam-
pen verwendet wurde. Den Stu-
dierenden werden als Alterna-
tive zur Bibliothek inzwischen
Hörsäle zum Lernen zur Verfü-
gung gestellt. (beba)

Geld vom Bund: UN-Schule profitiert von „Trick“
Finanzierung. Die Vienna International School selbst bekommt kein Geld mehr. Die Förderung fließt nun an die UNO.

VON JULIA NEUHAUSER
UND OLIVER PINK

Wien. Es ist wohl die einzige Schule
Österreichs, um deren künftige Fi-
nanzierung sich UN-Generalsekre-
tär Ban Ki-moon schon einmal Sor-
gen gemacht hat: die Vienna Inter-
national School (VIS) in Wien Do-
naustadt. Sie wurde im Jahr 1978 als
Schule für Kinder der UN-Bediens-
teten errichtet. Österreich verpflich-
tete sich damals zur Finanzierung.
Doch die wackelte zuletzt massiv.
Nun scheint eine geschickte Rege-
lung für den weiteren großzügigen
Geldfluss gefundenworden zu sein.

Ende Juli 2014 lief der Vertrag
zwischen Republik und Schule und
damit die geregelte Finanzierung
aus. Davor überwies das Bildungs-
ministerium der Privatschule jähr-
lich rund fünf Millionen Euro. Mie-
te zahlte die Vienna International
School keine. Die üppigen Förde-
rung sorgten in der letzten Zeit im-
mer wieder für Kritik: Anders als in
den 1970er-Jahren gebe es heute

schon mehrere vergleichbare inter-
nationale Schulen derselben Quali-
tät – wie etwa die Danube Interna-
tional School, moniert etwa der
grüne Bildungssprecher, Harald
Walser. An der Danube Internatio-
nal School stammt jedes dritte
Kind aus dem Kreis des UN-Perso-
nals oder aus Diplomatenfamilien.
An der staatlich geförderten Vien-
na International School sind es 40
Prozent. Eine „nicht akzeptable Be-
vorzugung“ nennt dasWalser.

„Der Trick ist nicht schlecht“
Möglicherweise ist diese einseitige
staatliche Förderung auch tatsäch-
lich rechtlich schwierig. Sie könnte
gegen das EU-Beihilfenrecht versto-
ßen. Denn aus staatlichen Mitteln
gewährte Beihilfen, die bestimmte
Unternehmen begünstigen, sind
laut diesem verboten.

„Das könnte unter Umständen
auch auf diesen Fall zutreffen“, sagt
Europarechtler Walter Obwexer zur
„Presse“. Die Schule könnte hier als
Unternehmen gesehen werden. Im-

merhin handle es sich um eine kos-
tenpflichtige Privatschule, es gebe
Konkurrenz und damit die Gefahr
einer Verzerrung des Marktes, sagt
Obwexer. Vermutlich deshalb hat
sich das Außenministerium, dessen
Beamte noch verhandeln, eine
durchaus geschickte Lösung einfal-
len lassen. Wie nun bekannt wurde,
wird es keinen Vertragmehrmit der
Vienna International School selbst
geben, sondern ein „völkerrechtli-
ches Abkommen“ mit den Verein-
ten Nationen inWien.

Die UNO-Organisationen in
Wien sollen laut Außenministeri-
um „einen jährlichen Bildungsbei-
trag (. . .) zur Gewährleistung eines
angemessenen Schulplatzes für
Kinder ihrer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter“ bekommen. Das geht
aus der Beantwortung einer parla-
mentarischen Anfrage durch Au-
ßenminister Sebastian Kurz (ÖVP)
hervor. „Mit diesem Bildungsbei-
trag können die UNO-Organisatio-
nen machen, was sie wollen“, heißt
es aus dem Ministerium. Ob das

Geld eins zu eins an die Vienna In-
ternational School gehe, liege also
nicht im Ermessen des Ressorts.
„Politisch ist den Verantwortlichen
damit etwas gelungen. Der Trick,
der hier angewandt wird, ist nicht
schlecht. Doch damit wird die Un-
gleichbehandlung der Schulen
weiter einzementiert“, meint der
grüne Bildungssprecher Walser,
der die Anfrage gestellt hat.

Miete wird nicht verlangt
Wie hoch der Bildungsbeitrag an
die UNO-Organisationen sein soll,
wollte das Ministerium auf Anfrage
der „Presse“ nicht sagen. Immer-
hin seien die Verhandlungen noch
am Laufen. Fest steht aber, dass
das nicht die einzige Spende für die
VIS bleiben wird: In einer parla-
mentarischen Anfragebeantwor-
tung durch Uni-Minister Reinhold
Mitterlehner (ÖVP) heißt es näm-
lich: „Es ist vorgesehen, die Liegen-
schaft weiterhin unentgeltlich für
die Nutzung durch die Internatio-
nale Schule bereitzustellen.“
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Heinrich Schmidinger (60) macht sich Sorgen wegen des Uni-Budgets – als Rektoren-
chef und als Rektor der Uni Salzburg. [ Michele Pauty ]

„Überlegen, Fächer einzustellen“
Universität. Rektorenchef Heinrich Schmidinger über drohende Kürzungen, „Sündenfälle“ bei
den Medizin-Unis und „unausweichliche“ Österreicherquoten für das Psychologiestudium.

VON BERNADETTE BAYRHAMMER

Die Presse: Zuerst haben die Unis
1,6 Milliarden Euro Budgetplus
gefordert, dann nur noch eine
Milliarde, zuletzt gaben Sie sich
mit 615Millionen zufrieden – und
jetzt müssen Sie daraus auch die
Mehrkosten bei den Ärzten zah-
len. Die Grünen sagen schon: Der
Minister versuche, die Unis für
dumm zu verkaufen. Lassen Sie
sich für dummverkaufen?
Heinrich Schmidinger: Nein. Wir
haben eine sehr gute Gesprächsba-
sis mit dem Minister. Das zeigt sich
auch darin, dass er kommendeWo-
che ins Plenum der Universitäten-
konferenz kommenwird.

Letztlich wird den Unis aber we-
niger Geld zur Verfügung stehen.
Wann ist es vorbei mit dem Ver-
ständnis für die Politik?
Die Bezahlung der Mehrkosten der
Ärzte aus den 615 Millionen ist erst
seit Dezember Thema. Und seit-
dem habe ich keinen Augenblick
ausgelassen zu sagen, dass dies ein
immenses Problem ist.

Sie haben jüngst mit „Reduktio-
nen“ gedroht, sollte den Unis da-
durch ein dreistelliger Millionen-
betrag abhandenkommen. Was
heißt das: Drehen Sie die Hei-
zung ab? Streichen Sie Fächer?
Das wird jeder Universität überlas-
sen sein. Aber wenn nachhaltig ein-
gespart werden soll, kann es nur bei
Personal und Gebäuden sein.

Sie sind ja auch Rektor der Uni
Salzburg:Wo sparen Sie dann?
In diesem Fall werden wir bei Neu-
berufungen zurückhaltend sein –
vor allem in teuren Bereichen wie
Naturwissenschaften und Technik.
Und dann werden wir genau hinse-
hen müssen, ob wir uns Studien-
richtungen, bei denen die Nachfra-
ge sehr gering ist, wirklich in Zu-
kunft noch leisten können.

Sie überlegen also, sogenannte
Orchideenfächer einzustellen?
Das ist natürlich eine Überlegung.

Anwelche Fächer denken Sie da?
Es gibt an allen Fakultäten Fächer,
wo die Nachfrage sehr gering ist.
Auch unabhängig vom Sparzwang
muss man sich überlegen, ob man
diese auf Dauer finanzieren kann.

Waswäre da die Untergrenze?
Wenn eine Lehrveranstaltung we-
niger als fünf Hörer hat, ist es pro-
blematisch, sie fortzusetzen. Bei
Fächern, in denen dies der Fall ist,
muss man sich Gedankenmachen.

Sie haben auch gesagt, Sie sähen
nicht ein, dass das Uni-Budget für
Ärztegehälter herangezogen wer-
den soll. Ist das ein Appell an das
Gesundheitsressort?
Der Sündenfall hat begonnen, als
vereinbart wurde, dass der klini-
sche Mehraufwand (der Uni-Klini-
ken entsteht, wenn sie Forschung
und Lehre betreiben, Anm.) aus
dem Uni-Budget finanziert wird. Es
hätte schon damals eine saubere
Trennung geben müssen zwischen
dem, was Wissenschafts- und Ge-
sundheitsressort übernehmen.

Heißt das jetzt: Die Gesundheits-
ministerin soll Geld zuschießen?
Ich hielte es für naturgemäß, dass
Ärztegehälter an den Uni-Kliniken
aus demGesundheitsbereich finan-
ziert werden. Natürlich haben sie
eine Verbindung zu den Unis. Aber
der Großteil sollte vom Gesund-
heitsressort getragen werden.

Bald wird wieder über Zugangs-
beschränkungen in Fächern wie
Wirtschaft und Architektur ver-
handelt, die Ende des Jahres aus-
laufen.Wasmuss sich ändern?
Ich halte nicht viel davon, wenn Fä-
cher nach nationalen Gesichts-
punkten beschränkt werden. Die
Zugangsregeln müssten sich nach
den Kapazitäten der einzelnen Unis
richten. Die Unis sollten entschei-
den, wo sie beschränkenmüssen.

Die Beschränkungen werden ja
auch evaluiert. Die SPÖ fürchtet,
dass sie Kinder aus benachteilig-
ten Familien noch mehr benach-
teiligen. Wären damit auch für
Sie Schranken vom Tisch?
Ich rechne nicht damit, dass es zu
solchen sozialen Benachteiligun-
gen kommt. An vielen ausländi-
schen Universitäten, an denen der
Zugang rigoroser geregelt ist als bei
uns und wo zum Teil auch hohe
Studienbeiträge zu zahlen sind, ist
die soziale Durchmischung besser
als bei uns. Und selbst wenn es so
sein sollte, muss man abwägen. Es
nützt niemandem, an einer Uni zu
studieren, wo er oder sie schlecht
betreut wird.

Im Notfall also für gute Betreu-
ung und gegen die sozial Schwa-
chen? Das ist sehr hart.
Ich bin der Letzte, der dafür ist,
Menschen aus prekären Verhält-
nissen zu behindern, an die Uni zu
kommen. Aber man löst das Pro-
blem nicht dadurch, dass man alle
Zugangsregelungen aufhebt. Da
gibt es andere Möglichkeiten: Bei-
hilfen zum Beispiel.

Inwiefern helfen Beihilfen, Hür-
den beim Zugang zu bewältigen?
Oft halten ja ökonomische Ursa-
chen Jugendliche davon ab, ein
Studium nur in Erwägung zu zie-
hen. Wenn sie wüssten, dass sie
echte Chancen auf finanzielle Un-
terstützung haben, würde sich dies
positiv auswirken. Selbst dort, wo
es Zugangsregelungen gibt, wür-
den sie es zumindest versuchen.

Immer wieder wird vor einer Un-
terversorgung des Landes mit
Psychologen gewarnt, weil die
Zahl der deutschen Studenten so
hoch ist. Ab wann brauchen wir
eine Österreicherquote?
Ich kenne die Versorgungssitua-
tion nicht, aber es ist ein grund-
sätzliches Problem. Es kann nicht
sein, dass am Schluss 100 Prozent
jener, die bei uns Psychologie stu-
dieren, aus Deutschland kommen.

In Salzburg sind es 75 Prozent.
Das ist eine Marke, die nicht mehr
überschritten werden darf. Wenn
weniger als ein Viertel der Plätze
von Studierenden aus Österreich
belegt wird, ist eine Quotenrege-
lung unausweichlich.

mkadi
Hervorheben

mkadi
Hervorheben

mkadi
Hervorheben

mkadi
Hervorheben


